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1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1.  Seit Beginn der COVID-19-Krise hat der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) in verschiedenen
Erklarungen seine Uberzeugung zum Ausdruck gebracht, dass in diesen Zeiten groRer Unsicherheit ein umfassender
Aufbauplan fiir die europdische Wirtschaft die einzige Moglichkeit ist, die Folgen der Pandemie zu bewiltigen und die
Wirtschaft in Europa nachhaltiger und widerstandsfihiger als bisher zu gestalten.

1.2.  Der EWSA begriifft daher das ehrgeizige Aufbaupaket der Europdischen Kommission und betont, dass dieser Aufbau
nur mit einer starken und geschlossen auftretenden politischen Fithrung zum Erfolg gefihrt werden kann. Nach Ansicht des
EWSA ist die Einfilhrung dieser Mafnahmen ein deutliches Zeichen dafiir, dass die alarmierende soziookonomische Lage
dringendes Handeln erfordert.

1.3.  Um eine rasche und nachhaltige Erholung der europdischen Wirtschaft zu gewahrleisten, mussen unbedingt die
erforderlichen Finanzmittel bereitgestellt werden. Der EWSA unterstiitzt daher nachdriicklich die Aufstockung des
EU-Haushalts und fordert die europdischen Entscheidungstriger auf, eine rasche Einigung sowohl iiber den nichsten
mehrjihrigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 als auch iiber das neue Aufbauinstrument ,Next Generation EU* zu
erzielen.

1.4.  Der EWSA begriiflt die Stirkung des Programms ,InvestEU“ und das erginzende Solvenzhilfeinstrument und fordert
eine rasche Einigung tiber diese Vorschlige, damit beide Programme rasch einsatzbereit werden und eine ausreichende Zahl
forderfahiger Projekte konzipiert werden kann, die dann von diesen Initiativen profitieren.

1.5.  Fast alle Mittel fur ,InvestEU“ werden im Rahmen des Instruments ,Next Generation EU“ und nicht des MFR
2021-2027 zugewiesen, was bedeutet, dass das Programm bis Ende 2026 umgesetzt sein muss. Daher fordert der EWSA
die Gesetzgeber auf, Vorkehrungen zu treffen, um sicherzustellen, dass es nach 2026 und vor Beginn des MFR fiir die Zeit
nach 2027 nicht zu einer Finanzierungsliicke kommt.
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1.6.  Der EWSA bekriftigt seine Unterstiitzung (!) fur das Ziel der Kommission, die Investitionstitigkeit in der EU im
Rahmen des nichsten langfristigen EU-Haushalts auszubauen. Dies hat angesichts des Konjunktureinbruchs infolge der
COVID-19-Pandemie noch an Bedeutung gewonnen.

1.7. Der EWSA unterstiitzt nach wie vor die Fokussierung auf langfristige Investitionsvorhaben, die von grofiem
offentlichem Interesse sind. Dabei sind auch die Kriterien der nachhaltigen Entwicklung zu beachten. Es ist entscheidend,
dass sich die EU durch die COVID-19-Krise nicht von ihren mittel- und langfristigen Zielen abbringen lasst, wie sie im
europdischen Griinen Deal, in der Strategie fiir nachhaltiges Wachstum 2020 und in der europdischen Sdule sozialer Rechte
dargelegt wurden.

1.8.  Der EWSA ist der Auffassung, dass das Programm ,InvestEU“ besonders gut geeignet ist, langfristige Finanzmittel
bereitzustellen und die politischen MaBnahmen der Union zur Uberwindung einer tiefen Wirtschafts- und Sozialkrise zu
flankieren. Der Ausschuss betont, wie wichtig es ist, klar festzulegen, welche Projekte fiir eine Forderung im Rahmen des
neuen finften Politikbereichs infrage kommen, da dies fiir die Komplementaritit mit den anderen vier Bereichen von
entscheidender Bedeutung ist. Der EWSA spricht sich auch fiir eine weiter gefasste Definition des Begriffs ,Innovation* aus,
die iiber die Informationstechnologie und die Digitalisierung hinausgeht. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU), vor
allem Kleinst- und Kleinunternehmen, sind von der derzeitigen Krise besonders stark betroffen und sollten daher
ausdriicklich fir eine Forderung im Rahmen des neuen funften Politikbereichs in Betracht kommen. Hierfur ist eine
strukturelle Zusammenarbeit zwischen den Durchfithrungspartnern und den Behorden auf europdischer, nationaler und
regionaler Ebene von wesentlicher Bedeutung.

1.9.  Der EWSA fordert spezifische und klare Leitlinien zur Ermittlung von Projekten, die im Rahmen von ,InvestEU* eine
Unterstiitzung erhalten konnen, sowie zu den Moglichkeiten, Synergien zwischen den zahlreichen EU-Programmen zu
schaffen, um ihre angemessene und effiziente Umsetzung zu gewahrleisten.

1.10.  Alle EU-Mitgliedstaaten sind von der Corona-Krise betroffen, einige jedoch stirker als andere. Der EWSA betont,
dass die Aufbauphase nach der Corona-Krise nicht dazu fithren darf, dass die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten
noch grofer werden.

1.11.  Vor diesem Hintergrund begriiit der EWSA das neue Solvenzhilfeinstrument und betont, wie wichtig es ist
sicherzustellen, dass es denjenigen Mitgliedstaaten zugutekommt, deren Volkswirtschaften am stirksten unter den
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie zu leiden haben. Eine rasche Erholung ist zwar von entscheidender Bedeutung,
doch ebenso wichtig ist es, dass die verfiigbaren Mittel Unternehmen zur Verfugung gestellt werden, die ein tragfihiges
Geschiftsmodell aufweisen. Dies wiirde zum Aufbau einer nachhaltigen und widerstandsfahigen europdischen Wirtschaft
beitragen.

1.12.  Der EWSA unterstreicht die Rolle der europdischen Finanzmairkte bei der Mobilisierung der erwarteten
Investitionsbetrige durch diese Instrumente sowie die fithrende Rolle der EIB-Gruppe (Europdische Investitionsbank und
Europiischer Investitionsfonds); auferdem braucht Europa dringend eine geeignete Struktur fur die Durchfithrungspartner,
insbesondere auf nationaler Ebene. Es ist wichtig, dass der Mittelfluss iiber die EIB-Gruppe und die Forderbanken und
-institute transparent und klar ist und dass die Mittel leicht zuginglich sind.

2. Hintergrund

2.1.  Die COVID-19-Krise, die zunichst eine gesundheitliche Notlage darstellt, hat zu einem schweren wirtschaftlichen
und sozialen Schock gefithrt, der mit einem drastischen Riickgang der Wirtschaftsleistung, einem raschen Anstieg der
Arbeitslosigkeit, einer Verschlechterung des Lebensstandards (Riickgang des Realeinkommens, Arbeitsplatzunsicherheit,
eingeschrinkte Mobilitdt) und einem drastischen Riickgang des Aufenhandels sowohl innerhalb der EU als auch mit
Drittlindern einherging. Die Krise hat auch zu einer drastischen Verschlechterung der Indikatoren fiir die offentlichen
Finanzen und zu einem Riickgang der Investitionen gefiihrt.

2.2, Am 27. Mai 2020 kiindigte die Europdische Kommission einen ehrgeizigen Aufbauplan, den ,Next Generation
EU“-Plan, und einen iiberarbeiteten Vorschlag fiir den Gesamthaushalt der EU fir 2021-2027 an (3).

2.3.  Fur den nichsten mehrjahrigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027 will die Kommission der EU-Wirtschaft ein
Investitionsprogramm bieten, in dem bereichsiibergreifende Ziele im Hinblick auf Vereinfachung, Flexibilitit, Synergien und
Kohidrenz in allen relevanten Politikbereichen der EU beriicksichtigt werden. Der Bedarf an einem solchen Investitions-
programm ist aufgrund der COVID-19-Pandemie weiter gestiegen.

() Stellungnahme des EWSA zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des Programms
JnvestEU“ (ABL. C 62 vom 15.2.2019, S. 131).
(  Mitteilung zum Aufbauplan: Die Stunde Europas — Schéden beheben und Perspektiven fiir die nichste Generation erdffnen.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52018AE3065&from=EN
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2.4, Aus diesem Grund zog die Kommission ihren im Mai 2018 vorgelegten Vorschlag zum Programm ,,InvestEU“
zuriick und legte einen neuen Vorschlag (°) vor, in dem der bereits im April 2019 erzielten teilweisen Einigung zwischen
dem Europiischen Parlament und dem Rat Rechnung getragen wird.

2.5.  Um das Programm ,InvestEU“ besser fiir die Bewiltigung der durch die COVID-19-Pandemie verursachten
Wirtschafts- und Sozialkrise auszuriisten, schligt die Kommission vor, die fiur das urspriingliche Programm ,InvestEU*
vorgesehenen Finanzmittel aufzustocken, um dem insgesamt hoheren Investitionsbedarf und dem von gréferen Risiken
geprigten Umfeld Rechnung zu tragen.

2.6.  Dariiber hinaus wird mit dem neuen Vorschlag der Anwendungsbereich des Programms ,InvestEU* erweitert, indem
ein fiinfter Politikbereich, die Fazilitdt fiir strategische Investitionen, geschaffen wird, der den kiinftigen Bediirfnissen der
europdischen Wirtschaft gerecht wird und mit dessen Hilfe die strategische Autonomie in Schliisselsektoren sichergestellt
oder aufrechterhalten werden soll.

2.7.  Das erweiterte Programm ,InvestEU“ soll Unternehmen in der Erholungsphase unterstiitzen und gleichzeitig im
Einklang mit seinen urspriinglichen Zielen dafiir sorgen, dass die Investoren den Fokus verstirkt auf die mittel- und
langfristigen Priorititen der Union richten, beispielsweise auf den okologischen und digitalen Wandel.

2.8.  Die Europdische Kommission hat ferner einen Vorschlag (*) fiir ein befristetes eigenkapitalbasiertes Instrument, das
Solvenzhilfeinstrument, vorgelegt.

2.9.  Durch das Solvenzhilfeinstrument sollen Unternehmen unterstiitzt werden, die eigentlich iiber ein tragfihiges
Geschiftsmodell verfigen, aufgrund der COVID-19-Krise jedoch unter Solvenzproblemen leiden. Thnen soll geholfen
werden, diese schwierige Zeit zu iiberstehen und so die Erholung zu gegebener Zeit mitzutragen. Ein weiteres Ziel des
Vorschlags besteht darin, Verzerrungen auf dem Binnenmarkt entgegenzuwirken, die zu erwarten sind, wenn bestimmte
Mitgliedstaaten nicht iiber ausreichende Haushaltsmittel verfiigen, um in Not geratene Unternehmen angemessen zu
unterstiitzen.

2.10.  Das Solvenzhilfeinstrument sollte 2020 so schnell wie moglich, spdtestens jedoch Anfang Oktober, eingefiihrt
werden, damit es im Laufe des Jahres 2021 rasch seine volle Kapazitit entfalten kann.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1.  Der EWSA bekriftigt (°) seine Unterstiitzung fiir das Programm ,InvestEU“ und die Fortfithrung und den Ausbau des
auf Garantien beruhenden Finanzierungsinstruments. Er halt dies nicht zuletzt im Hinblick auf die langfristige Entwicklung
des EU-Haushalts und der EU-Haushaltspolitik fiir wesentlich.

3.2.  Der EWSA begriifft die Aufstockung des Programms ,InvestEU“, wodurch die EU-Garantie auf 75,2 Mrd. EUR
erhoht wird (zu jeweiligen Preisen und einschlielich des neuen Politikbereichs fiir strategische Investitionen). Damit sollen
zusitzliche Investitionen in Hohe von 1 Billion EUR mobilisiert werden. Der EWSA fordert eine ausgewogene Aufteilung
der Mittel auf die politischen Ziele.

3.3.  Der EWSA begrifit die Hinzuftigung eines funften Politikbereichs, der Fazilitit fiir strategische europaische
Investitionen, die mit 31,2 Mrd. EUR aus der EU-Garantie zur Unterstiitzung von Investitionen in strategischen Sektoren
und wichtigen Wertschopfungsketten, unter anderem jenen, die fur den okologischen und digitalen Wandel von
entscheidender Bedeutung sind, erhalten soll.

3.4.  Der Ausschuss betont, wie wichtig es ist, klar festzulegen, welche Projekte fiir eine Forderung im Rahmen des
funften Politikbereichs infrage kommen, da dies fur die Komplementaritit mit den anderen vier Bereichen wichtig ist. Der
EWSA spricht sich auch fiir eine weiter gefasste Definition des Begriffs ,Innovation aus, die iiber die Informations-
technologie und die Digitalisierung hinausgeht. Es sollte ausdriicklich darauf hingewiesen werden, dass auch KMU,
insbesondere Kleinst- und Kleinunternehmen, im Rahmen dieser Fazilitit forderfihig sind. Dies ist umso wichtiger, als die
dem Politikbereich ,KMU“ zugewiesene EU-Garantie im Vergleich zum urspriinglichen Vorschlag der Europiischen
Kommission von 11,25 Mrd. EUR auf 10,17 Mrd. EUR (zu jeweiligen Preisen) gekiirzt wurde. Hierfiir ist eine strukturelle
Zusammenarbeit zwischen den Durchfithrungspartnern und den Finanzmittlern, sowie den Behorden auf europiischer,
nationaler und regionaler Ebene, von wesentlicher Bedeutung.

% Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des Programms ,InvestEU*.

Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/1017 und zur Schaffung
eines Solvenzhilfeinstruments.

() Stellungnahme des EWSA zu dem Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des Programms
JnvestEU“ (ABL. C 62 vom 15.2.2019, S. 131).
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3.5.  Der EWSA betont, dass Investitionen in Qualifikationen fiir den Ubergang zu einer umweltfreundlicheren und
gerechteren Wirtschaft von entscheidender Bedeutung sind und deshalb soziale Investitionen im Rahmen des Programms
JnvestEU nicht vernachldssigt werden sollten.

3.6.  Viele KMU, insbesondere Kleinst- und Kleinunternehmen, leiden erheblich unter der COVID-19-Krise und den von
den meisten EU-Liandern verhdngten Ausgangssperren. Deshalb muss unbedingt sichergestellt werden, dass ausreichende
Mittel zur Verfugung gestellt werden, damit sie sich von der Krise erholen kénnen. Diese Unterstiitzung muss an der
Nachfrage ausgerichtet werden, d. h., es miissen sowohl Fremd- als auch Eigenkapitalprodukte verfiigbar sein. Da die
Garantiekapazitdt im Rahmen des Finanzierungsfensters ,KMU* abnimmit, sollte dieser Riickgang dadurch ausgeglichen
werden, dass KMU-Portfolios, insbesondere diejenigen von Klein- und Kleinstunternehmen, fiir den Politikbereich
,Strategische Investitionen“ in Betracht kommen. Dies wird mit verhaltnismifigen Berichterstattungsanforderungen
einhergehen, um fiir die kleinsten Unternehmen mit knappen Ressourcen einen iibermifigen Verwaltungsaufwand zu
vermeiden, der sie davon abgehalten wiirde, sich um Unterstiitzung durch das Programm ,InvestEU“ zu bemiihen. Die Rolle
der Durchftihrungspartner und der Finanzmittler ist entscheidend, um sicherzustellen, dass die Mittel diese Unternehmen
auch erreichen.

3.7.  Wihrend der aktuellen Krise haben Politik und Unterstiitzung seitens der Regierungen erheblich an Bedeutung
gewonnen; allerdings gibt es, was die Fihigkeit der Regierungen anbelangt, die am stirksten von der Krise betroffenen
Branchen und Unternehmen zu unterstiitzen, grofSe Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten.

3.8.  Der EWSA begriifft daher das neue Solvenzhilfeinstrument und die Tatsache, dass es zwar allen Mitgliedstaaten
offensteht, der Schwerpunkt jedoch auf den Mitgliedstaaten liegen wird, deren Volkswirtschaften von den Auswirkungen
der COVID-19-Pandemie am stirksten betroffen sind undfoder in denen eine staatliche Solvenzunterstiitzung nur in
begrenztem Mafle moglich ist. Der EWSA teilt die Auffassung, dass ausschlielich Unternechmen mit tragfahigen
Geschiftsmodellen unterstiitzt werden sollten, die sich vor der COVID-19-Krise nicht in Schwierigkeiten befanden. Er
begriifSt ferner die Integration des Solvenzhilfeinstruments in den Europdischen Fonds fiir strategische Investitionen (EFSI).
Um eine effiziente Nutzung der Mittel zu gewihrleisten, ist es ratsam, flexible Umschichtungen zu und von den anderen
Finanzierungsfenstern des EFSI zu ermdoglichen. Schlielich sollte eine ausgewogene marktorientierte Verteilung der
verfiigbaren Mittel auf Eigenkapital- und Quasi-Eigenkapitalprodukte wie nachrangige Darlehen ins Auge gefasst werden.

3.9.  Der doppelte (6kologische und digitale) Wandel wird im Rahmen des Solvenzhilfeinstruments gefordert. Diese
Bedingungen miissen auch fiir Kleinst- und Kleinunternehmen und traditionelle Branchen realistisch und durchfithrbar sein.

3.10.  Alle EU-Mitgliedstaaten sind von der Corona-Krise betroffen, einige jedoch in stirkerem Mafle als andere. Der
EWSA betont, dass die Aufbauphase nach der Corona-Krise nicht dazu fithren darf, dass die Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten noch groer werden. Obwohl weder fiir das Programm ,InvestEU* noch fiir das neue Solvenzhilfeinstru-
ment geografische Quoten definiert werden, begriiSt der EWSA, dass der Lenkungsrat bestimmte Obergrenzen fiir
geografische Konzentrationen festlegen wird.

3.11.  Die Schaffung von InvestEU als iibergeordnetes Finanzinstrument geht mit Vereinfachung, mehr Transparenz und
einem groferen Synergiepotenzial einher, was im Hinblick auf den Investitionsplan fiir ein zukunftsfahiges Europa und die
anderen Komponenten des Europiischen Aufbauplans noch an Bedeutung gewinnt. Der EWSA fordert spezifische und klare
Leitlinien zur Ermittlung von forderfihigen Projekten und Chancen fiir Synergien zwischen den zahlreichen
EU-Programmen, um ihre angemessene und effiziente Umsetzung zu gewahrleisten.

3.12.  Die EU sollte sich durch die COVID-19-Krise nicht von ihren mittel- und langfristigen Zielen abbringen lassen, wie
sie im europdischen Griinen Deal, in der Strategie fiir nachhaltiges Wachstum 2020 und in der europdischen Saule sozialer
Rechte dargelegt wurden. In seiner jiingsten Entschlieung () stellt der EWSA fest, dass Europa Aktivititen finanzieren
muss, die zwei Kriterien erfullen: Riickverlagerung strategischer Produktion, um Europa unabhingig zu machen,
insbesondere im Bereich des Gesundheitsschutzes und der gesundheitlichen Notversorgung, und um gute Arbeitsplitze zu
schaffen, und Fokussetzung auf nachhaltige Investitionen, die sozial verantwortlich und umweltfreundlich sind. KMU
konnen ebenso wie Grofunternehmen und sozialwirtschaftliche Unternehmen eine entscheidende Rolle bei der
Umstrukturierung des europdischen Produktionssystems spielen.

Briissel, den 16. Juli 2020

Der Prisident
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
Luca JAHIER

() Vorschliage des EWSA fiir den Wiederaufbau und die wirtschaftliche Erholung nach der COVID-19-Krise.


https://www.eesc.europa.eu/de/documents/resolution/eesc-proposals-post-covid-19-crisis-reconstruction-and-recovery-eu-must-be-guided-principle-being-considered-community

	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des Programms ‚InvestEU‘“ (COM(2020) 403 final — 2020/0108 (COD)) — „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/1017 und zur Schaffung eines Solvenzhilfeinstruments“ (COM(2020) 404 final — 2020/0106 (COD))

